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Entsorgung von Erdaushub und anderen ungefährlichen Bauabfällen 

in Hessen 
 

Die hessische Verfüllrichtlinie regelt die Entsorgung von Erdaushub und anderen ungefährlichen 

Bauabfällen. Sie wurde 2014 zunächst für die Dauer von fünf Jahren eingeführt. Seit 2019 wurde die 

Hessische Verfüllrichtlinie dreimal verlängert – jedoch ohne Veränderungen. Aktuell ist sie bis zum 

31.07.2023 befristet. Am 01.08.2023 tritt auf Bundesebene die Mantelverordnung in Kraft. Das hessi-

sche Umweltministerium plant zeitgleich zum Inkrafttreten der Mantelverordnung eine neue Verfüll-

richtlinie Inkrafttreten zu lassen. 

 

2021 machte Erdaushub 94 Prozent der ungefährlichen Bauabfälle aus, die in hessischen Tage-

bauen entsorgt wurden. Erdaushub fällt bei fast allen Baumaßnahmen an, wenn Keller, Tiefgaragen 

oder Verkehrswege gebaut werden. So wurden 2021 in Hessen rund 8,5 Millionen Tonnen Steine und 

Erden – zum größten Teil natürliche Böden – in Tagebauen zu Rekultivierungszwecken verfüllt.1 Den 

Rest der ungefährlichen Bauabfälle machen Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik so-

wie Beton und sonstige Bau- und Abbruchabfälle aus. 

 

In Hessen trägt die hessische Verfüllrichtlinie mit vielen zu restriktiven, komplizierten und teils praxisun-

tauglichen Anforderungen dazu bei, dass Erdaushub und andere ungefährliche Bauabfälle unnöti-

gerweise auf Deponien oder in anderen Bundesländern entsorgt werden – und nicht in lokal vor-

handenen Tagebauen verfüllt und damit einer nachhaltigen Verwertung zugeführt werden. Dies 

trägt nicht unwesentlich zum Kostenanstieg im Wohnungsbau in Hessen bei. Erdarbeiten haben sich 

von 2015 bis 2022 in Hessen um 61 Prozent verteuert.  

 

Zu beachten ist darüber hinaus Folgendes: Sofern Erdaushub nicht in Tagebauen verfüllt wird, wird 

unbelasteter bis mäßig belasteter Erdaushub in Deponien der Deponieklassen 0 und I entsorgt. Von 

2010 bis 2020 ist die Zahl der Deponien der Deponieklassen 0 und I in Hessen von 27 Deponien auf 

14 Deponien gesunken. Zudem werden in den nächsten fünf Jahren weitere 4 Deponien stillgelegt.2 

 

Seit Jahren bringen sich die Verbände mit konkreten Verbesserungsvorschlägen ein, um die Pra-

xistauglichkeit der Verfüllrichtlinie zu gewährleisten. Im Herbst 2021 hat das hessische Umweltministe-

rium eine überarbeitete Verfüllrichtlinie vorgelegt und ein Stellungnahmeverfahren durchgeführt. 

Die Verbände haben sich dazu umfangreich eingebracht. Neben inhaltlichen Vorschlägen gab es 

auch Anregungen zum Prozess der Fortschreibung: die Verbände forderten, dass zur Fortschreibung 

der Verfüllrichtlinie Dialogforen der Umweltallianz Hessen genutzt werden sollten, um im gemeinsa-

men Austausch mit den Praktikern Hürden der Verfüllpraxis abzubauen. Leider wurde die Verfüll-

richtlinie jedoch zunächst unverändert verlängert. 

 

Derzeit arbeitet ein „Planungsausschuss“ aus hessischen Umwelt- und Genehmigungsbehörden im 

Zusammenhang mit der Mantelverordnung an einer neuen Verfüllrichtlinie – leider bislang ohne Be-

teiligung aus der Praxis. 

 

Vor diesem Hintergrund befürchten Wirtschaftsverbände und Unternehmen, dass es in Hessen aber-

mals zu einer praxisuntauglichen Richtlinie kommen könnte, die den bereits seit 2014 bestehenden, 

unbefriedigenden Zustand bei der Verfüllung von Erdaushub und anderen ungefährlichen Bauab-

fällen in Tagebauen weiter verschlechtern und daraus folgend den Deponiemangel in Hessen wei-

ter verschärfen würde.  

                                                      
1 Hessisches Statistisches Landesamt (2023), Abfallentsorgung in Hessen 2021, S. 36 – Tabelle 21. 
2 Hessisches Statistisches Landesamt (2022), Abfallentsorgung in Hessen 2020, S. 42 – Tabelle 30. 

  Hessisches Statistisches Landesamt (2012), Abfallentsorgung in Hessen 2010, S. 33 – Tabelle 18.  

https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/HEHeft_derivate_00011730/QII10_j21_a.pdf
https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/HEHeft_derivate_00011223/QII10_j20_a.pdf
https://www.statistischebibliothek.de/mir/servlets/MCRFileNodeServlet/HEHeft_derivate_00000601/QII10_j10.pdf
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Die Verbände fordern mit Blick auf die neue Verfüllrichtlinie 

ab 01.08.2023 vom hessischen Umweltministerium: 
 

 Zur aktuell stattfindenden Überarbeitung der Verfüllrichtlinie muss der „Planungsausschuss“ 

der Umweltbehörden umgehend Praktiker beteiligen. 

 

Es muss sichergestellt werden, dass die seit 2014 bestehenden Praxisprobleme gelöst werden. 

Es ist unerlässlich, die Verfüllrichtlinie gemeinsam mit Experten aus Verbänden und Unterneh-

men anzupacken. Ziel muss eine widerspruchsfreie und anwenderfreundliche Abstimmung 

der hessischen Verfüllrichtlinie auf die Mantelverordnung sein. Hessen muss sicherstellen, dass 

es ab 01.08.2023 ein rechtssicheres Regime zu Entsorgung von Erdaushub und anderen unge-

fährlichen Bauabfällen gibt, bei dem klar ist, wie sich die Anwender verhalten müssen. Rechts-

unsicherheit und Verzögerungen müssen enden, zumal die Unternehmen bereits in wenigen 

Monaten gemäß der neuen Verfüllrichtlinie handeln müssen.  

 

 

 Bestehende Grenzwerte dürfen nicht weiter verschärft werden; die Mantelverordnung vom 

Bund bedarf keiner strengeren Umsetzung in Hessen. 

 

In der Mantelverordnung ist eine Länderöffnungsklausel enthalten. Danach können die Län-

der bei der Verfüllung von der bundeseinheitlichen Regelung abweichen. Hessen sollte die 

Länderöffnungsklausel keinesfalls für eine Verschärfung von Grenzwerten nutzen, sondern 

mehr Verwertung ermöglichen, damit klimaschädliche Transporte über weite Strecken mini-

miert werden. Vielmehr wäre bei der Verfüllung eine 1:1 Umsetzung der Mantelverordnung in 

Hessen geboten. Handlungsspielräume für Vereinfachungen sind konsequent zu nutzen.  

 

 

 Deponiekapazitäten schonen, Baukosten nicht weiter antreiben – Entsorgung von Bauabfäl-

len in Hessen endlich praxistauglich ausgestalten 

 

Seit 2010 hat sich die Zahl der Deponien für unbelasteten bis mäßig belasteten Erdaushub in 

Hessen halbiert. Der Deponiemangel ist bekanntlich bereits heute ein großes Problem. Jede 

weitere Verschlechterung bei der Verwertung und Verfüllung in ehemaligen Tagebauen, wird 

größere Entsorgungsströme hin zu den Deponien auslösen – und den bestehenden Deponie-

mangel in Hessen weiter verschärfen.  Zumal durch den immer weiteren Transport der Materi-

alien - teils über Landesgrenzen hinweg - das Klima unnötig belastet wird. Konkrete Vor-

schläge zur praxistauglicheren Ausgestaltung der hessischen Verfüllrichtlinie finden sich z. B. im 

gemeinsamen Positionspapier der Verbände von 2019. 


